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Vorblatt 


Anpassung der Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes 
(Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Anpassung der Leistungen für die Kriegs- und Wehrdienstopfer 
an die wirtschaftliche Entwicklung. 


B. Lösung 

Erhöhung aller Leistungen für Beschädigte, Witwen, Waisen 
und Eltern, Anhebung der Witwenrenten auf 60 v. H. der Rente 
eines erwerbsunfähigen Beschädigten, Einführung einer weite- 
ren Stufe der Schwerstbeschädigtenzulage. Laufende Anpassung 
der Versorgungsleistungen ab 1971. 


C. Alternativen 

Die nach dem Antrag — Drucksache VI/69 — vorgesehene 
höhere Anhebung der Versorgungsleistungen für Beschädigte, 
Witwen und Waisen, eine stärkere Erhöhung der Elternrenten 
sowie die Einführung einer Pflegeleistungszulage wurden ab- 
gelehnt. 


D. Kosten 

Die Mehraufwendungen für den Bund betragen — in Millionen 
DM — 

1970 1971 1972 1973 

938,0 1 243,2 1 606,9 2 103,5 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Anpassung der Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz 

— Drucksache VI/69 — 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 

— Drucksache V'I/77 — 


A. Bericht des Abgeordneten Burger 


L Allgemeines 

Die Gesetzentwürfe der Fraktionen der CDU/CSU 
und der SPD, FDP — Drucksachen VI/69, VI/77 — 
wurden nach eingehender Aussprache in der 13. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages vom 26. Novem- 
ber 1969 federführend an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung und mJtberatend sowie gemäß 
§ 96 GO an den Haushaltsausschuß überwiesen. 
Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hörte 
in einer Siztung am 27. November 1969 Vertreter 
der Kriegsopferverbände als Sachverständige zu 
den Vorlagen. In einer Sitzung am 4. Dezember 1969 
in Berlin hat der Ausschuß die Gesetzentwürfe be- 
raten und seine Beschlüsse dem mitberatenden 
Haushaltsausschuß zur Stellungnahme zugeleitet. 
Der Haushaltsausschuß hat am 10. Dezember 1969 
den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung zugestimmt. In einer anschließenden 
Sitzung am gleichen Tage nahm der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung die Stellungnahme des I 
Haushaltsausschusses entgegen und bestätigte die 
in Berlin gefaßten Beschlüsse. 


I Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion sah eine An- 
t hebung der Versorgungsbezüge für Kriegsbeschä- 
digte, Waisen und Eltern um 22 v. H. und der Wit- 
wenrenten um 32 V. H. vor. Mit der stärkeren An- 
hebung der Witwenrente sollte erreicht werden, 
daß diese in Anlehnung an das übrige öffentliche 
Leistungsrecht 60 v. H. der Rente eines erwerbsun- 
fähigen Beschädigten beträgt. Ferner sollte die Bun- 
desregierung nach dem CDU/CSU-Antrag verpflich- 
tet werden, statt in zweijährigem Abstand jährlich 
den Kriegs- und Wehrdienstopferbericht vorzule- 
gen, um dadurch eine jährliche Anpassung der 
Kriegsopferrenten zu ermöglichen. Während der 
Ausschußberatungen haben die Mitglieder der CDU/ 
CSU-Fraktion über ihre Vorlage — Drucksache 
VI/69 — hinaus beantragt: 

— eine stärkere Anhebung der Stufen I bis V der 
Schwerstbeschädigtenzulage und die Einführung 
einer weiteren Stufe VI, 

— die Einführung einer Pflegeleistungszulage für 
Witwen von Empfängern einer Pflegezulage 
mindestens nach Stufe III, 
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— eine Erhöhung der Elternrenten über die lineare 
Anpassung von 22 v. H. hinaus, 

— eine Erhöhung der Führhundzulage und des 
Pauschbetrages für Kleider- und Wäschever- 
schleiß. 

Dagegen enthielt der Antrag der SPD, FDP eine 
Verbesserung der Renten für Beschädigte, Eltern 
und Waisen um 16 v. H. und für Witwen um rund 
25 V. H., um damit ebenfalls die Witwenrenten auf 
60 V. H. der Rente eines erwerbsunfähigen Beschä- 
digten anzuheben. In Ergänzung ihrer Vorlage 

— Drucksache VI/77 — beantragten die Mitglieder 
der Koalitionsfraktionen im Ausschuß: 

— die Renten entsprechend der Veränderungsrate 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen jährlich an- 
zupassen, 

- — bei der Schwerstbeschädigtenzulage eine wei- 
tere Stufe VI einzuführen und die Beträge über 
den allgemeinen Anpassungssatz hinaus zu er- 
höhen, 

— - den Schadensausgleich für Witwen von Empfän- 
gern einer Pflegezulage mindestens nach Stufe III 
erheblich zu verbessern, 

— den Wegeunfallschutz — auf Antrag der CDU/ 
CSU-Fraktion auch auf arbeits- und berufsför- 
dernde Maßnahmen — zu erweitern, 

— die Führhundzulage ebenfalls linear zu erhöhen. 

Während der Ausschußberatungen wurde festge- 
stellt, daß der besonders durch die stärkere lineare 
Anpassung bedingte höhere Aufwand, den der An- 
trag der CDU/CSU-Fraktion erfordern würde, haus- 
haltsmäßig nicht verkraftet werden kann. Anderer- 
seits war sich der Ausschuß aber grundsätzlich dar- 
über einig, künftig auch die Leistungen der Kriegs- 
opferversorgung jährlich anzupassen. Er hat des- 
halb den Anträgen der Koalitionsfraktionen zuge- 
stimmt. Damit wird das Finanzvolumen der anpas- 
sungsfähigen Leistungen der Kriegsopferversor- 
gung insgesamt um 20,6 v. H. erhöht. 


II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 

Zu Artikel I — Änderung von Vorschriften des Bun- 
desversorgungsgesetzes 

Zu Nummer 1 — § 1 Abs. 2 

Die Neufassung bringt eine Erweiterung des 
Wegeschutzes für Beschädigte; insbesondere sind 
hiermit alle Unfälle, die der Beschädigte im Zusam- 
menhang mit einem angeordneten persönlichen Er- 
scheinen zur Aufklärung des Sachverhaltes oder mit 
arbeits- und berufsfördernden Maßnahmen erleidet, 
geschützt. 

Zu Nummer 2 — § 14 

Die Erhöhung der Führhundzulage beträgt rund 
16 V. H. 


Zu Nummer 3 — §15 

Die Pauschbeträge für Kleider- und Wäschever- 
schleiß werden durchschnittlich um 16 v. H. erhöht. 

Zu Nummer 4 — § 25 a Abs. 4 
Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, 
die durch die Änderung des § 27 b (Nr. 6) bedingt 
ist. 

Buchstabe b 

Mit dieser Erhöhung soll — wie bei der Zweiten 
Novelle zum Bundessozialhilfegesetz — auch in der 
Kriegsopferfürsorge der Familienzuschlag der wirt- 
schaftlichen Entwicklung angepaßt werden. 

Zu Nummer 5 — §27 Abs. 3 

Durch die Neufassung des Satzes 4 wird die Ge- 
währung der Erziehungsbeihilfe für Kinder über das 
27. Lebensjahr hinaus möglich, wenn diese minde- 
stens zwei Jahre als Entwicklungshelfer im Sinne des 
§ 1 des Entwicklungshelfergesetzes Entwicklungs- 
dienst geleistet haben. 

Zu Nummer 6 — § 27 b 

Mit dieser Änderung soll klargestellt werden, daß 
Hinterbliebene, die wegen Behinderung oder Tuber- 
kulose der Hilfe bedürfen, in die Kriegsopferfür- 
sorge einzubeziehen und nicht auf das Bundessozial- 
hilfegesetz zu verweisen sind. Die Aufteilung in Ab- 
sätze 1 und 2 dient der Klarheit der Vorschrift. 

Zu Nummer 7 — §30 

Die Änderung bedeutet eine Anhebung des Höchst- 
betrages für den Berufsschadensausgleich um 16 v.H. 

Zu Nummer 8 — §31 Abs. 1 und 5 
Buchstabe a 

Durch die Neufassung werden die Grundrenten für 
Beschädigte und die Alterszulage für Schwerbeschä- 
digte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, um 
rund 16 V. H. angehoben. 

Buchstabe b 

Neben der Einführung einer Stufe VI werden die 
jeweiligen Stufen der Schwerstbeschädigtenzulage 
um 23,3 V. H. angehoben. Die Einführung einer wei- 
teren Stufe erschien erforderlich, um eine ausgewo- 
genere Abstufung und eine weitere Differenzierung 
der Leistungen für Beschädigte mit schwersten Ge- 
sundheitsstörungen zu erreichen. 

Zu Nummer 9 — §32 Abs. 2 

Die Erhöhung der vollen Ausgleichsrenten für 
Schwerbeschädigte beträgt durchschnittlich 16 v. H. 

Zu Nummer 10 — § 33 a 

Der Ehegattenzuschlag erhöht sich durch die vor- 
geschlagene Änderung um 16,7 v.H. 
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Zu NiimmeT 11 — § 33 b Abs. 4 

Die in der Begründung zu Nr. 5 gemachten Aus- 
führungen gelten entsprechend (Entwicklungshelfer). 

Zu Nummer 12 — §35 Abs. 1 und 2 

Die Änderungen bedeuten eine Anhebung der 
Pflegezulage in den Stufen I bis V; damit wird der 
dom Beschädigten bei Anstaltspflege zur Bestreitung 
seiner persönlichen Bedürfnisse zu belassende Be- 
trag um durchschnittlich 16 v. H. erhöht. 

Zu Nummer 13 — §40 

Die Grundrente der Witwen wird um 25,3 v. H. 
verstärkt angehoben; damit wird das Ableitungsver- 
hältnis von 60 V. H. der Rente eines erwerbsunfähi- 
gen Beschädigten erreicht. 

Die von der CDU/CSU-Fraktion beantragte Ein- 
führung einer Pflegeleistungszulage für Witwen von 
Empfängern einer Pflegezulage mindestens nach 
Stufe III in Höhe von 60 v. H. der zustehenden Pflege- 
zulage wurde von den Koalitionsfraktionen abge- 
lehnt, die der Meinung waren, daß eine sinnvollere 
Regelung des Problems durch eine Verbesserung der 
Leistungen nach § 40 a Abs. 3 erreicht werden kann. 

Zu Nummer 14 — § 40 a Abs. 1 und 3 
Buchstabe a 

Der Höchstbetrag des Schadensausgleichs für Wit- 
wen erhöht sich um 16 v. H. 

Buchstabe b 

Mit der vorgesehenen Erhöhung des zu berück- 
sichtigenden Mindestdurchschnittseinkommens bei 
Witwen von Empfängern einer Pflegezulage minde- 
stens nach Stufe III wird eine erhebliche Verbesse- 
rung des diesem Personenkreis gewährten Schadens- 
ausgleichs erreicht. Damit wird der immer wieder er- 
hobenen Forderung Rechnung getragen, einer allzu 
großen Einkommenseinbuße bei diesen Witwen in 
stärkerem Maße als bisher entgegenzuwirken (vgl. 
auch Begründung zu Nummer 13 Abs. 2). 

Zu Nummer 15 — §41 Abs. 2 

Die Erhöhung der vollen Ausgleichsrente für Wit- 
wen beträgt 25,3 v. H. 


Zu Nummer 16 — §45 Abs. 3 

Die in der Begründung zu Nr. 5 gemachten Aus- 
führungen gelten entsprechend (Entwicklungshelfer). 


Zu Nummer 17 — §46 

Die Grundrenten der Waisen erhöhen sich um 
rund 16 v. H. 


! Zu Nummer 18 — §47 Abs. 1 

1 

I Die Beträge der vollen Ausgleichsrente für Waisen 
i werden um rund 16 v, H. angehoben. 


Zu Nummer 19 — §51 

Die Beträge der vollen Elternrenten einschließlich 
der in den Absätzen 2 und 3 genannten Erhöhungs- 
beträge erhöhen sich um rund 16 v. H. 


Zu Nummer 20 — § 56 

Der Ausschuß hielt es nach eingehender Prüfung 
für notwendig und berechtigt, die Kriegsopferlei- 
stungen entsprechend der wirtschaftlichen Entwick- 
lung in der Bundesrepublik anzupassen. Diesem 
Ziel dienten die von den Fraktionen vorgelegten 
Änderungsanträge zu § 56. Der Ausschuß hat der 
von den Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen Re- 
gelung den Vorzug gegeben, weil sie eine bestimmte 
Anpassungsgröße, die sich aus der Veränderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen ergibt, festlegt. In die 
Anpassungsregelung sind alle laufenden Versor- 
gungsbezüge für Beschädigte und Hinterbliebene 
einbezogen. 


Zu Nummer 21 ~ § 81 

Die Änderung hat nur redaktionelle Bedeutung. 


Zu Artikel II — Übergangs- und Schlußvorschriften 

Diese Bestimmungen enthalten die bei Änderungs- 
gesetzen zum Bundesversorgungsgesetz üblichen 
Übergangs- und Schlußvorschriften, 


3 



Drucksache VI/154 (neu) Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Millionen 

DM 

A. bezogen auf das Haushaltsjahr 1970 

I. Grundrenten 748,6 

II. Alterserhöhung zur Grundrente der Beschädigten .... 2,4 

III. Erhöhung der Führhundzulage 0,7 

IV. Schwerstbeschädigtenzulage 7,0 

V. Ausgleichs- und Elternrente 217,2 

VI. Ehegattenzuschlag 6,6 

VII. Pflegezulage 13,0 

VIII. Berufsschadens- und Schadensausgleich 

a) Einsparung durch Erhöhung der 

— Ausgleichsrente für Beschädigte 6,4 

— Grundrente für Witwen 52,8 

— Ausgleichsrente für Witwen 26,9 

Einsparung ... 86,1 

b) Mehraufwand durch 

— Erhöhung der Höchstbeträge 1,5 

— Verbesserung für Witwen von Pflegezu- 
lageempfängern (§ 40 a Abs. 3) 6,9 

8,4 

— (77,7) 

IX. Heiratsabfindungen 7,6 

X. Kostenersatz für außergewöhnlichen Verschleiß 

an Kleidung und Wäsche 6,8 

XI. Kriegsopferfürsorge 1,5 

933,7 

Zuzüglich des Aufwandes nach Gesetzen, die das Bundes- 
versorgungsgesetz für anwendbar erklären 4,3 

938,0 

B. bezogen auf die Haushaltsjahre 1970 bis 1973 einschließlich der 
laufenden Anpassung der Renten nach § 56 BVG (in Millionen DM) 

1970 1971 1972 1973 

938,0 1 243,2 1 606,9 2 103,5 

Davon entfallen auf die laufenden Anpassungen (§ 56 BVG): 

— 314,6 687,6 1 193,4 

Bonn, den 10. Dezember 1969 


Burger 

Berichterstatter 


4 



Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 154 (neu) 


B, Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/77 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung 
der Leistungen nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz — Drucksache VI/69 — durch die Be- 
schlußfassung zu Nummer 1 für erledigt zu er- 
klären,- 

3. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 10. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Burger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes 
(Erstes Anpassungsgesetz — 1. AnpG KOV — ) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung von Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 141, ber. I S. 180), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Bundesversor- 
gungsgesetzes vom 27. Februar 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 157), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

„e) einen Unfall, den der Beschädigte auf 
einem Hin- oder Rückweg erleidet, der 
notwendig ist, um wegen der Schädi- 
gungsfolgen eine Maßnahme der Heilbe- 
handlung, eine Badekur, Versehrten- 
leibesübungen als Gruppenbehandlung 
oder arbeits- und berufsfördernde Maß- 
nahmen nach § 26 durchzuführen oder 
um zur Aufklärung des Sachverhalts 
persönlich zu erscheinen, sofern das Er- 
scheinen angeordnet ist." 

b) Nach Buchstabe e wird folgender Buchstabe f 
angefügt: 

„f) einen Unfall, den der Beschädigte bei 
der Durchführung einer der unter Buch- 
stabe e aufgeführten Maßnahmen erlei- 
det." 

2. In § 14 wird die Zahl „60" durch die Zahl „70" 
ersetzt. 

3. In § 15 Satz 1 werden die Worte „8 bis 50 Deut- 
sche Mark" durch die Worte „9 bis 58 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

4. § 25 a Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „§ 27 b Satz 2" werden durch die 
Worte „§ 27 b Abs. 2" ersetzt. 

b) In Nummer 3 werden „§ 80" durch „§ 79" 
und die Worte „120 Deutsche Mark" durch 
die Worte „130 Deutsche Mark" ersetzt. 


5. § 27 Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung; 

„Satz 3 gilt entsprechend für den auf den Grund- 
wehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, den ein 
Soldat auf Zeit auf Grund freiwilliger Verpflich- 
tung für eine Dienstzeit von nicht mehr als drei 
Jahren geleistet hat, für einen diesem freiwilli- 
gen Wehrdienst entsprechenden Vollzugsdienst 
der Polizei bei Verpflichtung auf nicht mehr als 
drei Jahre sowie für die vom Wehr- und Ersatz- 
dienst befreiende Tätigkeit als Entwicklungs- 
helfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungs- 
helfergesetzes vom 18. Juni 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 549) für einen der Dauer des Grund- 
wehrdienstes entsprechenden Zeitraum." 

6. § 27 b wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Satz 1 des bisherigen § 27 b wird Absatz 1 
und durch folgende Sätze ergänzt: 

„Satz 1 gilt auch für Hinterbliebene, die 
wegen Behinderung oder Tuberkulose der 
Hilfe bedürfen. §§ 10 bis 24 a bleiben unbe- 
rührt. " 

b) Satz 2 des bisherigen § 27 b wird Absatz 2. 

7. In § 30 Abs. 3 wird die Zahl „500" durch die 
Zahl „580" ersetzt. 

8. § 31 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 

um 30 vom Hundert von 61 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert von 81 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert von 110 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert von 139 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert von 191 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert von 232 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert von 278 Deutsche Mark, 
bei Erwerbs- 
unfähigkeit von 313 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbe- 
schädigte, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, um 12 Deutsche Mark." 
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b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Erwerbsunfähige Beschädigte, die durch die 
anerkannten Schädigungsfolgen gesundheit- 
lich außergewöhnlich betroffen sind, erhal- 
ten eine monatliche Schwerstbeschädigten- 
zulage, die in folgenden Stufen gewährt 
wird: 


Stufe I 
Stufe II 
Stufe III 
Stufe IV 
Stufe V 
Stufe VI 


37 Deutsche Mark, 
74 Deutsche Mark, 
111 Deutsche Mark, 
148 Deutsche Mark, 
185 Deutsche Mark, 
222 Deutsche Mark." 


9. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 


um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 
bei Erwerbsunfähigkeit 


139 Deutsche Mark, 
139 Deutsche Mark, 
191 Deutsche Mark, 
232 Deutsche Mark, 
278 Deutsche Mark, 
313 Deutsche Mark." 


10, In § 33 a Satz 1 wird die Zahl „30" durch die 
Zahl „35" ersetzt. 


11. § 33 b Abs. 4 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Satz 3 gilt entsprechend für den auf den Grund- 
wehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, den 
ein Soldat auf Zeit auf Grund freiwilliger Ver- 
i:rflichtung für eine Dienstzeit von nicht mehr als 
drei Jahren geleistet hat, für einen diesem frei- 
willigen Wehrdienst entsprechenden Vollzugs- 
dienst der Polizei bei Verpflichtung auf nicht 
mehr als drei Jahre sowie für die vom Wehr- 
und Ersatzdienst befreiende Tätigkeit als Ent- 
wicklungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Entwicklungshelfergesetzes für einen der Dauer 
des Grundwehrdienstes entsprechenden Zeit- 
raum." 


12. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Zahl „115" 
durch die Zahl „133" und in Satz 2 die Worte 
„195, 275, 355 oder 460 Deutsche Mark" durch 
die Worte „226, 319, 412 oder 534 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird diß Zahl „50" durch 
die Zahl „58" ersetzt. 


13. In § 40 wird die Zahl „150" durch die Zahl „188" 
ersetzt. 


14. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „250" durch 
die Zahl „290" ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hatte der Verstorbene im Zeitpunkt 
seines Todes Anspruch auf die Rente eines 
Erwerbsunfähigen und auf eine Pflegezulage 
mindestens nach Stufe III oder auf entspre- 
chende Leistungen nach früheren versor- 
gungsrechtlichen Vorschriften, so gilt, falls 
es günstiger ist, abweichend von Absatz 2 
als sein vergleichbares Einkommen das End- 
grundgehalt der Besoldungsgruppe A 14 zu- 
züglich Ortszuschlag Stufe 2 nach Orts- 
klasse A des Bundesbesoldungsgesetzes." 

15. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „150" durch die 

Zahl „188" ersetzt. 


16. § 45 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Satz 2 gilt entsprechend für den auf den Grund- 
wehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, den ein 
Soldat auf Zeit auf Grund freiwilliger Verpflich- 
tung für eine Dienstzeit von nicht mehr als drei 
Jahren geleistet hat, für einen diesem freiwilli- 
gen Wehrdienst entsprechenden Vollzugsdienst 
der Polizei bei Verpflichtung auf nicht mehr als 
drei Jahre sowie für die vom Wehr- und Er- 
satzdienst befreiende Tätigkeit als Entwick- 
lungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des Ent- 
wicklungshelfergesetzes für einen der Dauer 
des Grundwehrdienstes entsprechenden Zeit- 
raum. " 


17. In § 46 werden die Zahl „45" durch die Zahl „52" 
und die Zahl „85" durch die Zahl „99" ersetzt. 


18. In § 47 Abs. 1 werden die Zahl „80" durch die 
Zahl „93" und die Zahl „110" durch die Zahl 
„128" ersetzt. 


19. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „200" durch die 
Zahl „232" und die Zahl „135" durch die Zahl 
„157" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „40" durch die 
' Zahl „46" und die Zahl „30" durch die Zahl 

„35" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „125" durch 
die Zahl „145" und die Zahl „90" durch die 
Zahl „104" ersetzt. 


20. § 56 erhält folgende Fassung: 

.§ 56 

Die laufenden Rentenleistungen dieses Geset- 
zes werden jährlich, erstmals mit Wirkung vom 
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1. Januar 1971, durch Gesetz entsprechend dem 
Vomhundertsatz angepaßt, um den sich die all- 
gemeine Bemessungsgrundlage, die der Renten- 
anpassung nach § 1272 Abs. 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung für das laufende Kalender- 
jahr zugrunde gelegt worden ist, gegenüber der, 
die für die Rentenanpassung des voraufgegan- 
genen Jahres zugrunde gelegt worden war, ver- 
ändert hat. Anzupassen sind die Leistungen für 
Blinde (§ 14), der Kostenersatz für außerge- 
wöhnlichen Verschleiß an Kleidung oder 
Wäsche (§ 15), die Grundrenten und die 

Schwerstbeschädigtenzulage (§31 Abs. 1 und 5, 
§§ 40 und 46), die Höchstbeträge des Berufs- 
schadens- und Schadensausgleichs (§ 30 Abs, 3 
und § 40 a Abs. 1), die Ausgleichs- und Eltern- 
renten (§§ 32, 41, 47 und 51), der Ehegattenzu- 
schlag (§ 33 a) sowie die Pflegezulage (§ 35)." 


21. In § 81 werden hinter dem Wort „Bundesbeam- 
tengesetzes" die Worte „vom 14. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 551) in der Fassung vom 
1. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1801)" 
gestrichen. 


Artikel II 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 


§ 1 

(1) Die bisher gewährten laufenden Versorgungs- 
bezüge werden, soweit sie durch dieses Gesetz eine 
Änderung erfahren, von Amts wegen neu festge- 
stellt. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich 
aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag festge- 
stellt. Wird der Antrag binnen eines Jahres nach 
Verkündung dieses Gesetzes gestellt, so beginnt die 
Zahlung mit dem 1. Januar 1970, frühestens mit dem 
Jahr, Monat oder Tag, in dem oder an dem die 
Voraussetzungen erfüllt sind. Sie beginnt mit dem- 
selben Zeitpunkt, wenn die neuen Ansprüche erst 
auf Grund einer noch zu erlassenden Rechtsverord- 
nung festgestellt werden können und der Antrag 
binnen eines Jahres nach Verkündung der Rechts- 
verordnung gestellt wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn Versorgung als Kannleistung oder im Wege 
des Härteausgleichs gewährt wird. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Artikel I tritt am 1. Januar 1970, Artikel II am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 



